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Das am 24. Mai 2016 erlassene Verwertungsgesellschaftengesetz (VGG) zur
Umsetzung der Richtlinie 2014/26/EU über die kollektive Wahrnehmung von
Urheber- und verwandten Schutzrechten (siehe IRIS 2014-4/4) ersetzt das
bisherige Urheberrechtswahrnehmungsgesetz. Durch das VGG sollen
Tariffestsetzungen, die EU-weite Vergabe von Nutzungsrechten und die Teilnahme
an Mitgliederversammlungen vereinfacht werden. Zudem äußert sich der
Bundestag in einer Resolution zum Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 21.
April 2016 über die Ausschüttung der Einnahmen der Verwertungsgesellschaft VG
Wort an Verlage.

Die Pflicht zur Durchführung von Verhandlungen über einen Gesamtvertrag für die
Festsetzung von Tarifen für Kopien urheberrechtlich geschützter Werke auf
Computern und externen Festplatten wurde abgeschafft. Stattdessen sollen
selbstständige Schiedsverfahren zwischen der Industrie und den
Verwertungsgesellschaften geführt werden, die zu einer Einigung über die
Ermittlung der Vergütung der erforderlichen Nutzungen führen sollen. Im
Regierungsentwurf des VGG war eine Pflicht der Industrie enthalten,
Sicherheitsleistungen für Abgaben zu bilden. Diese wurde durch den Bundestag
abgeändert und soll jetzt nur noch greifen, wenn keine angemessenen
Teilleistungen erbracht werden und deshalb ein hohes Sicherheitsbedürfnis der
Rechteinhaber besteht.

Die EU-weite Vergabe von Nutzungsrechten soll durch gemeinsame Lizenz- und
Verarbeitungszentren vereinfacht werden. Diese Lizenzzentren sollen die
Möglichkeit erhalten Rechte an Musikstücken für Online-Angebote zentral zu
lizenzieren. Bereits im Sommer 2015 hat die deutsche Verwertungsgesellschaft
GEMA gemeinsam mit der britischen Verwertungsgesellschaft PRS for Music und
der Verwertungsgesellschaft STM aus Schweden ein solche zentrales
Lizenzvergabezentrum eingerichtet.

Die Beteiligung an Mitgliederversammlungen der Verwertungsgesellschaften soll
für wahrnehmungsberechtigte Rechteinhaber durch die Möglichkeit einer
elektronischen Teilnahme vereinfacht werden.

In einer Resolution bezieht der Bundestag zum Urteil des BGH vom 21. April 2016
Stellung, in dem der BGH die Beteiligung von Verlagen an den Ausschüttungen
der Verwertungsgesellschaft VG Wort für unzulässig erklärt hat. Der Bundestag
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erklärte, die Rechtewahrnehmung von Verlagen und Autoren solle weiterhin in
gemeinsamen Verwertungsgesellschaften möglich bleiben.

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/26/EU über die kollektive
Wahrnehmung von Urheber- undverwandten Schutzrechten und die
Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Rechte an Musikwerken für die
Online-Nutzung im Binnenmarkt sowie zur Änderung des Verfahrens
betreffend die Geräte- und Speichermedienvergütung (VG-Richtlinie-
Umsetzungsgesetz), 24. Mai 2016

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&bk=Bunde
sanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl116s1190.pdf%2527%255D#
__bgbl__%2F%2F*[%40attr_id%3D%27bgbl116s1190.pdf%27]__1465308123675
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